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Liebe Leserinnen und Leser!

Mit dem Jahreswechsel war der Gesetzgeber wieder sehr aktiv und so 
bringt das Jahr 2013 erneut sehr viele Änderungen mit sich, über wel-
che wir Sie in dieser nunmehr 70sten Ausgabe unserer Zeitung Steuern 
und Trends informieren dürfen. Neben Neuerungen in Steuergesetzen be-
richten wir auch über Änderungen bei Verwaltungsgesetzen. So ergeben 
sich beispielsweise durch die Einführung des EU-Amtshilfegesetzes mit 
01.01.2013 wesentliche Änderungen im Informationsaustausch zwischen 
den Staaten, was dazu führt, dass beispielsweise steuerliche Informati-
onen über Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung automatisch an 
die Wohnsitzstaaten weitergeleitet werden. Es kommt somit zu einer zwi-
schenstaatlichen Vernetzung steuerrelevanter Informationen.

Passend zu diesem Themenbereich beleuchtet ein weiterer Artikel das 
Liechtenstein-Abkommen, welches die Zusammenarbeit im Bereich 
Steuern zwischen Österreich und Liechtenstein regeln soll, mit dem Ziel 
ein weiteres vermeintliches Steuerschlupfloch zu schließen.

Durch die Einführung der Besteuerung privater Grundstücksveräuße-
rungen seit 01.04.2012 sowie durch die ergänzenden Anpassungen 
durch das Abgabenrechts-Änderungsgesetz 2012 hat sich das Ertrag-
steuerrecht in diesem Bereich massiv verändert – einen ausführlichen 
Artikel hierzu samt Beispielen finden Sie ebenfalls in dieser Ausgabe.

Auch die Umsatzsteuer ist mit dem Jahreswechsel wieder von wesent-
lichen Anpassungen geprägt. So ergeben sich wichtige Änderungen für 
Land- und Forstwirte im Hinblick auf die Regelbesteuerung, neue Re-
gelungen zur Elektronischen Rechnung sowie Veränderungen bei der 
Rechnungslegung für Leistungen innerhalb der EU.

Unsere Personalverrechnung berichtet unter anderem über das Risiko 
bei rückwirkenden Anmeldungen von Arbeitnehmern, die Arbeitskräfte-
überlassung sowie über Rechte und Pflichten bei einem Krankenstand. 

Alle Selbständigen erfahren neben Neuerungen in der GSVG ab dem 
Jahr 2013 alles Wichtige über die Möglichkeit der Zusatzversicherung in  
der GSVG-Krankenversicherung und den damit verbundenen Än- 
derungen ab 2013.

Neben weiteren fachlichen Informationen finden Sie auch wieder Neu-
igkeiten aus unserer Kanzlei. Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen 
dieser Ausgabe unserer Klienteninformation Steuern und Trends!

 Stb. Hermann Gandler
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Rechtslage bis 2012:
Bei natürlichen Personen kann, bis 
zu einem Gewinn von € 30.000,– 
im Veranlagungsjahr, ein Grund-
freibetrag von 13% also maximal  
€ 3.900,– ohne weitere Vorausset-
zungen in Anspruch genommen 
werden. Ist der Gewinn im Veran- 

lagungsjahr höher als € 30.000,–, 
können ebenfalls 13% des über-
steigenden Teiles als Freibetrag 
geltend gemacht werden, sofern 
dieser Betrag durch eine Inves-
tition zB in bestimmte neue ab- 
nutzbare körperliche Anlagegüter 

wie Büromöbel, LKW’s, etc. oder 
durch bestimmte Wertpapierzukäu-
fe gedeckt ist. Die Mindestbehal-
tedauer liegt bei 4 Jahren. Insge-
samt können € 100.000,– (13% von  
€ 769.231,–) an Gewinnfreibetrag 
geltend gemacht werden. 

Beispiel: 
Ein Einzelunternehmen hat im Jahr 
2012 einen Gewinn von € 175.000,– 
Grundfreibetrag:	
•	 13% von den ersten € 30.000.– 

Gewinn, ergibt € 3.900,– 

Investitionsbedingter	
Gewinnfreibetrag:
•	 13% von € 145.000,– ergibt 
	 € 18.850,–
•	 Die € 18.850,– müssen jedoch 

	 durch einen begünstigten Kauf 
im Veranlagungsjahr in Form von 
bestimmten abnutzbaren Anla-
gegütern oder bestimmten Wert-
papieren abgedeckt sein.

Berechnung der Einkommensteuer ohne Berücksichtigung des investitionsbedingten Gewinnfreibetrages:
Gewinn 2012:	 175.000,-
Berücksichtigung des Grundfreibetrages	 -3.900,-
Bemessungsgrundlage	 171.000,-
Steuerbelastung	 75.735,-

Berechnung der Einkommensteuer mit Berücksichtigung des Investitionsbedingten Gewinnfreibetrages:
Gewinn 2012:	 175.000,-
Berücksichtigung des Grundfreibetrages	 -3.900,-
Berücksichtigung des investitionsbedingten Gewinnfreibetrages	 -18.850,-
Bemessungsgrundlage	 152.250,-
Steuerbelastung	 66.360,-

Steuerbelastung ohne investitionsbedingtem Gewinnfreibetrag	 75.735,-
Steuerbelastung mit investitionsbedingtem Gewinnfreibetrag	 -66.360,-
Ersparnis:	 9.375,-

Beim Kauf von zB Büromöbeln im Veranlagungsjahr um exakt € 18.850,- erhält man:
1.	€ 9.375,- aufgrund der Begünstigung durch den investitionsbedingten Gewinnfreibetrag im Jahr der Veranlagung.
2.	€ 9.375,- im Wege der Abschreibung (sofern Grenzsteuersatz von 50% erreicht) über die Jahre der Nutzungs-

dauer verteilt.

Rechtslage 
ab 2013 bis 2016:
•	 Der Grundfreibetrag bleibt 
	 unverändert.
•	 Bis insgesamt € 175.000,- Gewinn 

sind weiterhin max. 13% (€ 22.750,-) 

als Freibetrag möglich.
•	 Für die nächsten übersteigenden 

€ 175.000,- Gewinn, können nur 
mehr 7% (€ 12.250,-) an Freibe-
trag geltend gemacht werden. 

•	 Darüber hinaus können 4,5%  

(€ 10.350,-) des weiteren überstei-
gen Gewinnes von max. € 230.000,- 
geltend gemacht werden.

•	 Gewinne über € 580.000,- blei-
ben außer Ansatz.

In Summe kann daher ab dem 

Veranlagungsjahr 2013 nur mehr 
ein Gewinnfreibetrag von max.  
€ 45.350,- geltend gemacht werden. 
Im obigen Beispiel würde sich aber 
nichts ändern, weil bis zu einem Ge-
winn von € 175.000,- die Rechtslage 
unverändert geblieben ist.

Fazit:
Bei Gewinnen über € 30.000,- im 

Veranlagungsjahr lohnt es sich 
weiterhin, den investitionsbeding-
ten Gewinnfreibetrag in Anspruch 
zu nehmen. Wie im obigen Beispiel 
dargestellt, können zB Büroein-
richtungen kostenlos angeschafft 
werden. Hierbei ist jedoch wichtig, 
dass die Investitionen noch im ent-
sprechenden Jahr der Veranlagung 
getätigt wurden. 

Um ermitteln zu können, wie hoch 
die notwendigen Investitionen sein 
sollten, damit der Gewinnfreibetrag 
zur Gänze ausgenutzt werden kann, 
ist es jedoch unabdingbar, den vo-
raussichtlichen Gewinn vor dem 
Ende eines jeden Jahres mittels 
Zwischenergebnis hochzurechnen. 

Mag. Gerhard Obwaller

Steuerersparnis für natürliche 
Personen aufgrund des investitions-
bedingten Gewinnfreibetrages

Wir 
Gratulieren Christine und 

Mag. Julian Holleis 

... zur Geburt ihres Sohnes 
Paul im Dezember 2012

Wurden bisher steuerliche Sach-
verhalte wie zB Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung, 
Grundstücksveräußerungen oder 
Schenkungen nur isoliert in Öster-
reich betrachtet, regelt das neue 
EU-Amtshilfegesetz (EU-AHG) den 
Informationsaustausch dieser Sach-
verhalte zwischen Österreich und 
den jeweiligen Wohnsitzstaaten.

Das Ziel dieses neuen Gesetzes ist:
•	 den sachlichen Geltungsbereich 

der EU-Amtshilfe zu erweitern
•	 die Umsetzung der OECD Standards 

der Transparenz und Amtshilfe
•	 die Erweiterung der Möglichkei-

ten der Amtshilfeleistungen
•	 die Schaffung der Rechtsgrund-

lage für den ab dem Jahr 2015 
verpflichtenden automatischen 
Informationsaustausch

•	 diverse administrative Verbesse-

rungen umzusetzen
Neben dem „Informationsaus-
tausch auf Ersuchen“ weisen wir in 
diesem Artikel besonders auf den 
ab dem Jahr 2015 verbindlichen 
automatischen Informationsaus-
tausch hin. Dabei werden Informa-
tionen, die ab 01.01.2014 in den 
österreichischen Steuerakten ver-
fügbar und abrufbar sind, automa-
tisch an die ausländischen Behör-
den weitergeleitet.

Der automatische Austausch be-
zieht sich vorerst auf folgende Fälle:
-	 Eigentum an unbeweglichem 

Vermögen und Einkünfte daraus
-	 Vergütungen aus nichtselbstän-

diger Arbeit
-	 Aufsichtsrats- oder Verwal-

tungsratsvergütungen
-	 Lebensversicherungsprodukten, 

die nicht von anderen Rechtsak-

ten der EU über den Austausch 
von Informationen oder vergleich-
baren Maßnahmen erfasst sind

-	 Ruhegehälter

Neben diesem „Austausch auf Er-
suchen“ bzw. dem „automatischen 
Informationsaustausch“ gibt es 
ebenfalls noch die sogenannten 
Spontaninformationen. Hauptinfor-
mationsquellen hierfür sind vorran-
gig die Feststellungen von Betriebs-
prüfungen, welche einem anderen 
Mitgliedsstaat je nach Kenntniser-
langung übermittelt werden.

Es zeigt sich somit, dass mit der 
Einführung des neuen EU-Amtshil-
fegesetzes ein weiterer Schritt der 
Vernetzung steuerrelevanter Sach-
verhalte innerhalb der EU und im Be-
zug zu Drittländern gesetzt wurde.

Mag. Julian Holleis

Neues EU Amtshilfegesetz – bringt auto-
matischen Informationsaustausch von steuerlichen 
Informationen zwischen verschiedenen Staaten

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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Folgende Informationen können im NEWSArchiv von FinanzOnline seit 07.01.2013 abgefragt werden:

„Änderung bei der elektronischen Zustellung“

Auf Grund neuer gesetzlicher Be-
stimmungen haben die Abgabenbe-
hörden Zustellungen an Empfänger, 
die Teilnehmer von FinanzOnline 
sind, elektronisch vorzunehmen. 

Daher wurde bei Ihnen die elekt-
ronische Zustellung automatisch 
aktiviert, somit werden ab sofort 
Steuerbescheide elektronisch in 
die DataBox zugestellt.

Tipp: Um automatisch eine Ver-
ständigung über die elektronische 
Zustellung zu erhalten, geben Sie 
bitte Ihre Email-Adresse in der 
Funktion „Zustellung“ bekannt. 

Falls Sie bereits eine Email-Adresse 
bekanntgegeben haben, wurde 
auch die Email-Verständigung au-
tomatisch aktiviert. Falls Sie keine 
Verständigung erhalten möchten, 
deaktivieren Sie die Email-Verstän-
digung in der Funktion „Zustellung“.

Wollen Sie die Zustellung weiter in 
Papierform, haben Sie die Möglich-
keit, auf die elektronische Zustel-
lung zu verzichten. 

Dieser Verzicht kann jederzeit 
durchgeführt werden und ist in der 
Funktion „Zustellung“ zu finden. 

Wir weisen darauf hin, dass der 

Fristenlauf bei der elektronischen 
Zustellung automatisch mit dem 
Eingang einer Zustellung in die Da-
tabox beginnt. 

Nach den Abgabevorschriften gel-
ten die Dokumente „als zugestellt, 
sobald sie in den elektronischen 
Verfügungsbereich des Empfän-
gers gelangt sind“. 

Daher ist der Einstieg in FinanzOn-
line oder das konkrete Auslesen 
(Öffnen) der einzelnen Erledigungen 
irrelevant.

Sollten Sie selber mit Finanz On-
line arbeiten (UVA-Erstellung, etc.), 
so weisen wir darauf hin, dass bei 
nicht regelmäßig gelesenen DATA-
BOX/Email-Accounts auf die elekt-
ronische Zustellung verzichtet wer-
den soll. 
Bevorzugen Sie aber die elektroni-
sche Zustellung, ist eine regelmä-
ßige Abfrage der Databox bzw. des 
Email-Accounts erforderlich. 

Alternativ kann die Zustellung 
auch an uns erfolgen, indem die 
Zustellvollmacht in FinanzOnline 
gesetzt wird. 

Weiters wird empfohlen, eine Kon-
trolle und Wartung der E-Mail Ad-
resse (im Bereich „Zustellung“ und 

in den „Grunddaten“) vorzunehmen, 
an welche die Email-Verständigung 
gesendet wird. 	

In diesem Zusammenhang ist zu 
erwähnen, dass folgende Inhalte 
31 Tage nach dem Auslesen bzw. 
wenn sie nicht ausgelesen werden 
5 Jahre nach Zustellung gelöscht 
werden:

•	 Behördlich zugestellte Veranla-
gungsbescheide

•	 Lohnsteuerprüfungsberichte 
und Haftungs- und 

	 Abgabenbescheide

•	 Bescheide der 
	 Firmenbuchgerichte

•	 Ergänzungsersuchen

•	 UID-Bestätigungen

Weitere Informationen hierzu und 
zu anderen Fristen finden Sie in der 
Hilfe zu FinanzOnline (Info/Hilfe). 
Bei Fragen sind auch wir Ihnen ger-
ne behilflich!

Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner 

Wichtige Information für Klienten, die selber Ihre 
Buchhaltung machen bzw. FinanzOnline nutzen. 

Änderungen im FINANZ-ONLINE – 
Umstellung auf elektronische Bescheidzustellung

Landwirtschaft – Änderungen beim Wechsel von der umsatzsteuerlichen Regel-
besteuerung zur Pauschalierung (betreffend die Umsatzsteuer)

Verzichtet ein Landwirt betreffend 
der Umsatzsteuer auf die Pauscha-
lierung und wendet die „Normalbe-
steuerung“ an, kann er frühestens 
nach Ablauf von fünf Kalenderjahren 
wieder zur Pauschalierung zurück-
kehren (Widerruf bis 31.01. eines 
Jahres). Derzeit ergeben sich hin-
sichtlich der in diesem Zeitraum  er-
worbenen und genutzten Anlagegü-
ter keine Vorsteuerberichtigungen.
Ab 2014 sind bei einem Wechsel zur 

Landwirtschaftspauschalierung 
(betreffend Umsatzsteuer) anteilig 
Vorsteuerberichtigungen durchzu-
führen. Es sind Anlagegüter betrof-
fen, die nach dem 30.06.2013 als 
Anlagevermögen genutzt werden. 
Beispiel: Ein Landwirt hat im Jahr 
2010 zur Regelbesteuerung optiert 
und möchte im Jahr 2015 wieder zur 
Pauschalierung zurückkehren.  Nur 
für Anlagegüter, welche nach dem 
30.06.2013 als Anlagevermögen 

genutzt werden, hat er beim Wech-
sel anteilig die Vorsteuer zurück zu 
bezahlen.
Es ist zu beachten, dass für be-
wegliches Anlagevermögen (zB 
Maschinen, Traktor, Geräte) ein 
Berichtigungszeitraum von vier Ka-
lenderjahren ab dem Jahr der erst-
maligen Verwendung gilt, für un-
bewegliches Anlagevermögen (zB 
Stall) ein Zeitraum von neunzehn 
Kalenderjahren.

Änderungen bei der Verpflichtung zur Rechnungslegeng für Leistungen innerhalb 
der EU bei denen es im Empfängerstaat zum Übergang der Steuerschuld kommt

Bei Umsätzen, deren Leistungs-
ort in einem anderen Mitgliedstaat 
liegt (durch den Übergang der 
Steuerschuld auf den Leistungs-
empfänger), ist die Rechnung ab 
2013 nach den österreichischen 
Rechtsvorschriften (bisher nach 
den Rechtsvorschriften des jewei-
ligen Empfängermitgliedstaates) 
auszustellen. 

Beispiel: ein österreichischer Rechts-

anwalt berät einen deutschen 
Unternehmer – Leistungsort ist 
Deutschland – ab 2013 ist die 
Rechnung nach den österreichi-
schen Vorschriften mit dem Hinweis 
auf den Übergang der Steuerschuld 
gem. § 19 Abs. 1 UstG zu erstellen.

Zu beachten ist, dass nach ös-
terreichischem UstG der leistende 
österreichische Unternehmer die 
österreichischen Vorschriften in al-

len Fällen des Übergangs der Steu-
erschuld (Reverse Charge) – also 
auch bei allen möglichen Sonder-
fällen wie zB Bauleistungen – bei 
der Rechnungsausstellung für den 
(ausländischen) Leistungsempfän-
ger anzuwenden hat.

Weiters ist zu beachten, dass in be-
stimmten Fällen die Rechnung bis 
zum 15. Tag des Monats nach Leis-
tungserbringung auszustellen ist.

Elektronische Rechnungen

Bis Ende 2012 war die Übermittlung 
einer elektronischen Rechnung 
nur dann erlaubt, wenn die Über-
mittlung mittels fortgeschrittener 
Signatur im Sinne des Signaturge-
setzes oder mittels Elektronischem 
Datenaustauch (EDI) erfolgte. Diese 
Form der elektronischen Rechnung 
wurde aufgrund der hohen techni-
schen Anforderungen von sehr we-
nigen Unternehmern angenommen.

Ab 2013 gelten als elektronische 
Rechnungen auch Rechnungen:
•	 per E-Mail
•	 als E-Mail-Anlagen
•	 als Web-Download
•	 als PDF oder Textdatei oder 
	 in einem strukturierten 
	 Dateiformat (zB xml)
•	 eingescannte und elektronisch 

versendete Rechnungen
•	 Rechnungen per Telefax
Voraussetzung für die elektronische 

Rechnungsausstellung ist allerdings, 
dass der Empfänger dieser zustimmt. 
Für die Zustimmung des Empfängers 
bedarf es keiner bestimmten Form. 
Sie kann in Form einer Rahmenver-
einbarung erfolgen, aber auch nach-
träglich erklärt werden. Es genügt 
auch, dass die Beteiligten diese 
Verfahrensweise praktizieren und 
der Empfänger „stillschweigend“ zu-
stimmt, indem er die Rechnung bear-
beitet und begleicht.

Änderungen in der UMSATZSTEUER

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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Für die elektronische Rechnung  
muss das Vorliegen folgender Be-
dingungen gewährleistet sein:
•	 die Echtheit der Rechnungsher-

kunft – es muss die Sicherheit 
der Identität des Rechnungsaus-
stellers gegeben sein

•	 die Unversehrtheit des Inhalts 
– die nach dem UstG in Rech-
nungen erforderlichen Angaben 
können nicht geändert werden. 
Es bedeutet jedoch nicht, dass 
die Rechnung inhaltlich richtig 
ist bzw. zum Zeitpunkt der Aus-
stellung inhaltlich richtig war.

•	 die Lesbarkeit

Diese Voraussetzungen müssen 
vom Zeitpunkt der Rechnungsaus-
stellung bis zum Ende der Aufbe-
wahrungsfrist der Rechnung, somit 
also für die Dauer von 7 Jahren, er-
füllt werden. In welcher Weise die-
se Voraussetzungen gewährleis-
tet werden, kann der Unternehmer 
selbst bestimmen.

Rechnungen mit qualifizierter 
elektronischer Signatur:
Die Echtheit der Herkunft und die 
Unversehrtheit des Inhalts liegen 
wie bisher vor. Wird die Rechnung 
einschließlich des Signaturprüf-
protokolls ordnungsgemäß archi-
viert (mindestens 7 Jahre lesbar), 
sind keine weiteren Überprüfungs-
handlungen notwendig. Für den 
Vorsteuerabzug müssen natürlich 
die richtigen Rechnungsmerkmale 
aufscheinen und die Rechnung in-
haltlich richtig sein.

Andere elektronische Rechnungen:
Für diese Rechnungen ist ein „in-
nerbetriebliches Steuerungsver-
fahren mit Prüfpfad“ erforderlich. 
(Verordnung des Bundesministeri-
ums für Finanzen).

Beispiel für ein Innerbetriebliches 
Steuerungsverfahren bei einem 
Einnahmen-Ausgaben-Rechner:

1.	 Die Rechnung langt als Textdatei 
mittels E-Mail bzw. Fax ein.

2.	 Die Rechnung wird mit den vorhan-
denen Unterlagen (Bestellung, Auf-
tragsbestätigung, Lieferschein, er-
haltene Leistung, E-Mail-Adresse 
des Lieferers, Geschäftspapiere, 
etc.) manuell abgeglichen.

3.	 Überprüfung auf Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Rechnungs-
merkmale

4.	 Zahlung wird veranlasst bzw. 
durchgeführt – Nachweis: Bank-
auszug

5.	 Die Rechnung (Text-Datei) und das 
innerbetriebliche Steuerungsver-
fahren müssen archiviert werden

Beispiel für ein Innerbetriebliches 
Steuerungsverfahren bei einem grö-
ßeren Unternehmen (Bilanzierer):
1.	Die Rechnung gelangt in die Mail-

box einer (extern bekanntgegebe-
nen) Rechnungsmailadresse beim 
empfangenden Unternehmen.

2.	Die in der Rechnungsmailadres-
se befindlichen Dokumente (inkl. 
Papierrechnungen) werden von 
einer fachkundigen Person als 
Rechnung identifiziert, als Ein-
gangsrechnung im elektronischen 
Archiv erfasst und einem Verant-
wortlichen zugeordnet. Das elek-
tronische Archiv wurde hersteller-
seitig auf Unveränderbarkeit und 
Unlöschbarkeit eingerichtet.

3.	 Beim Freigabevorgang wird die Rich-
tigkeit der Rechnung (Bestellung, 
Lieferung, Leistungserhalt) geprüft

4.	Nach Freigabe durch den Sachbe-
arbeiter erfolgt die Verbuchung in 
der EDV-Finanzbuchhaltung

5.	Die verbuchten Rechnungen ge-
langen in die Offene-Postenliste 
und werden dort mittels Zahlung 

oder Gutschrift offen abgestat-
tet – dadurch ist der Abgleich der 
Rechnungen mit den Zahlungsver-
pflichtungen gewährleistet.

6.	 Die per E-Mail erhaltenen Rechnun-
gen sind im elektronischen Archiv 
unveränderbar gespeichert, wie-
dergebbar und können elektronisch 
zur Verfügung gestellt werden.

Welches innerbetriebliche Steue-
rungsverfahren mit Prüfpfad ange-
wendet wird, bleibt dem Unterneh-
mer überlassen. Die angewendete 
Methode muss jedoch nachweislich 
dokumentiert sein. Die Dokumenta-
tion des Verfahrensdurchlaufs hin-
sichtlich jeder einzelnen Rechnung 
ist nicht notwendig, wenn die gene-
relle Anwendung des dokumentier-
ten Verfahrens gewährleistet ist.

Elektronische Rechnungen können 
auch in Papierform (als Ausdruck) 
aufbewahrt werden, wenn das Vorlie-
gen der Echtheit der Herkunft, Unver-
sehrtheit des Inhalts und Lesbarkeit 
über die gesamte Aufbewahrungs-
frist gewährleistet wird (zB durch 
Anwendung eines innerbetrieblichen 
Steuerungsverfahrens gemäß der 
Verordnung des BM für Finanzen). 
Diesfalls müssen die elektronischen 
Rechnungen nicht zusätzlich elekt-
ronisch aufbewahrt werden.

Da eine elektronische Rechnung nur 
unter der Voraussetzung als Rechnung 
gilt, dass die Echtheit der Herkunft 
und die Unversehrtheit des Inhalts und 
ihre Lesbarkeit gewährleistet sind, 
haben sowohl der Rechnungsausstel-
ler als auch der Leistungsempfänger 
auch die Nachweise über die Echtheit 
und die Unversehrtheit der Daten als 
Teil der Rechnung aufzubewahren (zB 
elektronische Signatur, Signaturprüf-
protokoll und Vereinbarung betref-
fend EDI-Verfahren; innerbetriebliches 
Steuerungsverfahren).

 Maria Trenkwalder

Die Immobilien-Erbschaftswelle rollt an
In den letzten Jahrzehnten wurde ein riesiges Immobi-
lienvermögen aufgebaut, jetzt wird es an die nächste 
Generation weitergegeben. 77 Prozent der Salzburger, 
die der Generation 50plus angehören, werden Immo-
bilienbesitz vererben, zeigt eine Studie der Raiffeisen 
Bausparkasse auf. Der Durchschnittswert der Immobi-
lien liegt in Salzburg deutlich über dem bundesweiten 
Durchschnittswert.  
Die von der Raiffeisen Bausparkasse beauftragte Studie 
„Wirtschaftliche und soziale Aktualität von Erbschaften 
in Österreich“ kommt zu dem Schluss, dass bundesweit 
pro Jahr Immobilien im Wert von rund zehn Milliarden 
Euro weitergegeben werden – fast ausschließlich inner-
halb der Familie. In die Studie flossen die Ergebnisse ei-
ner groß angelegten GfK-Umfrage zum Thema Erben ein, 
welche die Raiffeisen Bausparkasse in der Altersgruppe 
50plus in Auftrag gab.

900 Millionen Euro werden pro Jahr in Salzburg 
an Immobilien weitergegeben
Wie die Studie zeigt, hat sich ein größerer Teil der befrag-
ten Salzburger bereits mit dem Thema „Erben“ ausein-
andergesetzt: So gaben 42 Prozent an, die Erbschafts-
angelegenheiten bereits geregelt zu haben, 49 Prozent 
wollen dies noch tun, 9 Prozent sagen, sie hätten nichts 
zu vererben. Bundesweit schwankt der Wert einer Immo-
bilienerbschaft beträchtlich, im Durchschnitt liegt er bei 
220.000 Euro, an der Spitze liegt das Bundesland Salzburg 
mit durchschnittlich 290.000 Euro. „Dies hängt mit den 
teureren Grundstückspreisen in Salzburg zusammen, die 
einen erkennbaren Einfluss auf die Bewertung des Nach-
lasses haben“, zeigt der Generaldirektor der Raiffeisen 
Bausparkasse, Mag. Manfred Url, auf. Das gesamte Immo-
bilienvermögen, das jährlich im Bundesland Salzburg an 
den Familien- und Verwandtenkreis weitergegeben wird, 
quantifiziert Url mit 900 Millionen Euro.

77 Prozent der Salzburger hinterlassen Immobilien
77 Prozent der Befragten in Salzburg geben an, Immo-
bilien zu hinterlassen, wobei 43 Prozent Ein- und Zwei-
familienhäuser, 28 Prozent Eigentumswohnungen, 24 
Prozent Baugründe/Gärten und 11 Prozent Haus- oder 
Wohnungsanteile nennen. 

Vermögen bleibt in der Familie
Neben den hohen Immobilienwerten liegt Salzburg ös-
terreichweit auch bei der Zahl der zu vererbenden Immo-
bilien auf Platz eins. Während bundesweit 19 Prozent der 

potenziellen Erblasser angeben, mehr als eine Immobilie 
zu hinterlassen, sind dies in Salzburg sogar 24 Prozent. 
Überwiegend wird an Kinder vererbt (84 Prozent), 13 Pro-
zent geben den Ehe- oder Lebenspartner an, vier Pro-
zent Enkelkinder und sieben Prozent andere Verwand-
te. Zwei Prozent der befragten Salzburger möchten ihr 
Vermögen noch zu Lebzeiten selbst verbrauchen und 
ein Prozent gibt an, keine Erben zu haben. Ein Viertel der 
Salzburger hinterlässt das Immobilienvermögen einer 
Einzelperson, die Mehrzahl der Immobilientransaktionen 
verteilt sich jedoch auf mehrere Familienmitglieder.

29 Prozent der Erblasser wissen nicht, was die Erben mit 
der Immobilie später einmal machen werden. 40 Prozent 
glauben, dass die Erben die Immobilie selbst bewoh-
nen oder in der Familie weitergeben werden, 13 Prozent 
nehmen an, dass sie vermietet und 17 Prozent, dass sie 
verkauft werden wird.

Beratung rückt in den Fokus
Das beträchtliche Immobilienvermögen, das in den 
nächsten Jahren in Bewegung kommt, wurde zu einem 
nicht unerheblichen Teil über die Raiffeisen Banken-
gruppe und die Raiffeisen Bausparkasse finanziert, 
die Erbschaftswelle beeinflusst daher viele Kunden-
beziehungen. Einerseits ist in den nächsten Jahren mit 
vermehrten Immobilientransaktionen, wie Käufen bzw. 
Verkäufen sowie mit Renovierungen und Sanierungen 
zu rechnen, andererseits rückt die Ungewissheit über 
künftige Pensionen und die Wahrscheinlichkeit, dass 
diese den eigenen Ansprüchen nicht genügen werden, 
in den Mittelpunkt der privaten Vorsorge. „Wir müssen 
uns diesen Anforderungen stellen, bei der Vorsorgebe-
ratung ebenso wie bei der Finanzierungsberatung. Hier 
tut sich ein weites Feld für die Raiffeisen Bankengrup-
pe auf“, so Url.

Zu den Studien:
Das Marktforschungsinstitut GfK Austria interviewte 
1.800 Personen in der Altersgruppe 50plus. Die Aus-
wertung des rezenten GfK-Datenmaterials nahm der 
ehemalige Leiter des Wirtschaftsforschungsinstitutes 
Prof. Dr. Helmut Kramer vor. In seiner Studie mit dem Titel 
„Wirtschaftliche und soziale Aktualität von Erbschaften 
in Österreich“ ließ er u.a. auch Forschungsergebnisse 
der Österreichischen Nationalbank, des WIFO, der OECD 
und des Zentrums für Europäische Wirtschaftsfor-
schung einfließen.

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken
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Das Liechtenstein-Abkommen
Das Abkommen zwischen der Repu-
blik Österreich und dem Fürstentum 
Liechtenstein über die Zusammen-
arbeit im Bereich der Steuern wurde 
am 29. Jänner 2013 von den Ver-
tragsparteien unterzeichnet und 
soll aus Sicht der österreichischen 
Finanzverwaltung – nachdem 2012 
bereits ein Abkommen mit der 
Schweiz getroffen wurde – ein wei-
teres Steuerschlupfloch schließen.

1. Wer ist vom 
Liechtenstein-Ab-
kommen betroffen?
Primär alle natürlichen Personen, 
die in Österreich ansässig sind (dh 
dort einen Wohnsitz haben) und ein 
Konto oder Depot bei einer liechten-
steinischen Bank besitzen. Darüber 
hinaus auch die Nutzungsberech-
tigten an transparenten liechten-
steinischen Vermögensstrukturen 
sowie die Stifter und Zuwendungs-
begünstigten intransparenter Ver-
mögensstrukturen.

2. Wie erfolgt die 
Besteuerung?
Liechtensteinische Banken und 
Vermögensverwalter werden
•	 für die Vergangenheit eine Ab-

geltungssteuer einheben,
•	 zukünftige Kapitalerträge be-

steuern,
•	 bei Zuwendungen an Stiftungen 

die Eingangsbesteuerung sowie
•	 bei Zuwendungen von Stiftungen 

an Begünstigte die Zuwendungs-
besteuerung durchführen.

3. Die Abgeltungssteuer 
für die Vergangenheit
Bei der Abgeltungssteuer hat der 
Betroffene – wie schon beim Ab-
kommen mit der Schweiz – ein 
Wahlrecht zwischen einer Nach-
versteuerung in Form der anony-
men Einmalzahlung oder einer Of-
fenlegung seiner Vermögenswerte 
gegenüber der österreichischen 
Finanz. 

3.1. Einmalzahlung
Entscheidet sich der Betroffene für 
die Einmalzahlung oder verschweigt 
er sich, so wird der entsprechende 
Steuerbetrag von der liechtensteini-
schen Bank oder dem liechtenstei-
nischen Treuhänder vom Vermögen 
abgezogen und an die österreichi-
sche Finanz überwiesen. Der Be-
troffene wird dann eine Bestätigung 
über die erfolgte Zahlung als Nach-
weis über die durchgeführte Legali-
sierung erhalten.
Die Einmalzahlung wirkt hinsicht-
lich des betreffenden Betrages ab-

geltend und strafbefreiend.
Der Mindeststeuersatz beträgt 
15%, der Höchststeuersatz beträgt 
grundsätzlich 30% und kann in Aus-
nahmefällen (bei hohen Kapitalver-
mögen) auf bis zu 38% steigen.

3.2. Offenlegung
Entscheidet sich der Betroffene für 
die Offenlegung der Vermögens-
werte, so gilt dies als strafbefrei-
ende Selbstanzeige. Die Besteue-
rung in Österreich erfolgt nach dem 
üblichen Procedere.
Unabhängig davon, für welche Vari-
ante sich der Betroffene entschei-
det, wird vom Finanzministerium 
klargestellt, dass die Strafbarkeit 
weiterhin bestehen bleibt, wenn 
feststellbar ist (zB im Rahmen einer 
Betriebsprüfung oder Hausdurch-
suchung), dass „Schwarzgeld“ von 
Liechtenstein ins Ausland ver-
bracht wurde.

4. Die zukünftige 
Besteuerung
Liechtensteinische Banken und 
Treuhänder werden künftig eine 
der österreichischen Kapitalertrag-
steuer nachempfundene Abzugs-
steuer in Höhe von 25% einbehal-
ten und nach Österreich abführen. 
Bei Stiftungen findet die laufende 

Besteuerung nur dann statt, wenn 
es sich um transparente Stiftungen 
handelt (dh Stiftungen, an deren 
Vermögen eine in Österreich ansäs-
sige Person nutzungsberechtigt 
ist). Betroffene haben wiederum 
ein Wahlrecht zwischen Abzugs-
steuer und Offenlegung der Erträge 
gegenüber der österreichischen Fi-
nanzverwaltung.

5. Sonderregelungen für 
intransparente Stiftungen
Eine intransparente liechtenstei-
nische Stiftung liegt insbesondere 
dann vor, wenn weder Stifter noch 
Begünstigte Weisungsbefugnisse 
gegenüber dem Stiftungsrat ha-
ben und auch kein Mandatsvertrag 
vorliegt. Die Regelungen für die Ein-
gangssteuer und die Zuwendungs-
steuer sind im Detail kompliziert, 
die Steuersätze betragen zwischen 

5% und 10% (Eingangssteuer) bzw. 
25% (Zuwendungssteuer).

6. In-Kraft-Treten und 
Vollzug
Das Liechtenstein-Abkommen tritt 
mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
Der Vollzug des Steuerabkommens 
durch die Banken und Treuhänder 
wird von den liechtensteinischen 
Behörden periodisch kontrolliert. 
Verstöße gegen das Abkommen 
werden sanktioniert, darüber hin-
aus verpflichtet sich Liechtenstein 
zu statistischen Angaben über die 
wichtigsten Destinationsländer 
jener Kunden, die ihre Bankbezie-
hung oder Stiftung in Liechtenstein 
aufgelöst haben. Der Zweck dieser 
Informationsbeschaffung liegt auf 
der Hand: Österreich wird auch mit 
diesen Destinationsländern ein Ab-
kommen treffen wollen.

Fazit: 
Internationale Verträge über die 
„Zusammenarbeit im Bereich der 
Steuern“ wie jene mit der Schweiz 
oder Liechtenstein regeln heik-
le Bereiche. Auch wenn dadurch 
grundsätzlich Klarheit geschaffen 
wird, können in der Praxis immer 
wieder schwierige Fragen auftau-
chen. Bei der Anwendung dieser 
Verträge, zB bei der Wahl zwischen 
pauschalen Steuersätzen und der 
Offenlegung der Verhältnisse, ist 
mit Umsicht und Weitblick vorzu-
gehen. Ihre Berater von Fritzen-
wallner & Gandler und Witisa Wirt-
schaftstreuhand (Pülzl & Partner) 
verfügen über das notwendige Ex-
pertenwissen und unterstützen Sie 
gerne bei allen Fragen rund um das 
Liechtenstein-Abkommen.

Dr. Werner Pilgermair

1.	Allgemeines
Mit dem 1. StabG 2012 hat der Ge-
setzgeber die private Veräuße-
rung von Immobilien grundsätzlich 
einer Besteuerung unterzogen. 
Nach der alten Rechtslage waren 
Grundstücksveräußerungen nur 
dann steuerpflichtig, wenn der 

Veräußerungsvorgang innerhalb 
der zehnjährigen Spekulationsfrist 
erfolgte, wobei das Gesetz einige 
Ausnahmen von dieser Besteue-
rung vorsah (Hauptwohnsitzbefrei-
ung, Herstellerbefreiung für Ge-
bäude, Veräußerung infolge eines 

(drohenden) behördlichen Eingriffs 
sowie Tauschvorgänge bei Flurbe-
reinigungsmaßnahmen). Mit dem 
AbgÄG 2012 hat der Gesetzgeber 
nun einige Nachjustierungen vor-
genommen.

2.	Die neue Steuerpflicht für Grundstücke im Privatvermögen
Die geänderte Rechtslage gilt 
grundsätzlich für Transaktionen 
ab dem 01.04.2012. Von der neuen 
Steuerpflicht nach §§ 30 ff EStG 
werden alle Grundstücke erfasst, 
„soweit sie nicht einem Betriebs-
vermögen angehören“. Grund-
stücke sind dann dem Betriebs-
vermögen zuzuordnen, wenn sie 
zur Erzielung von betrieblichen 
Einkünften i.S.d. § 2 Abs. 3 Z 1 bis 
3 EStG dienen (also Land- und 
Forstwirtschaft, selbständige Ar-
beit oder Gewerbebetrieb). Werden 

dagegen mit Grundstücken au-
ßerbetriebliche Einkünfte erzielt, 
beispielsweise Einkünfte aus einer 
Vermietung oder Verpachtung (§ 28 
EStG), so sind diese Grundstücke 
als Privatvermögen zu qualifizieren 
und grundsätzlich dem Besteue-
rungsregime nach §§ 30 ff EStG zu 
unterwerfen. Ob daher eine zum 
Verkauf angebotene Eigentums-
wohnung leer steht, selbst be-
wohnt oder vermietet wird, spielt 
somit keine Rolle.

In Anlehnung an die alte Rechtslage 
werden jedoch Einkünfte
•	 aus der Veräußerung von Eigen-
heimen/Eigentumswohnungen, 
wenn sie dem Veräußerer
−	 ab der Anschaffung bis zur 

Veräußerung für mindestens 
zwei Jahre durchgehend als 
Hauptwohnsitz gedient haben 
und der Hauptwohnsitz auf-
gegeben wird, oder 

−	 innerhalb der letzten zehn 
Jahre vor der Veräußerung 
mindestens fünf Jahre 

Die Besteuerung privater 
GrundstücksveräuSSerungen
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durchgehend als Hauptwohn-
sitz gedient haben und der 
Hauptwohnsitz aufgegeben 
wird (sog. Hauptwohnsitzbe-
freiung)

•	 aus der Veräußerung selbst her-
gestellter Gebäude, soweit sie 
innerhalb der letzten zehn Jahre 
nicht zur Erzielung von Einkünf-
ten gedient haben

•	 aus (drohenden) behördlichen 
	 Eingriffen
•	 aus Tauschvorgängen im Rah-

men eines Zusammenlegungs- 
oder Flurbereinigungsverfahrens

von der Steuerpflicht ausgenommen.

Der 1. April 2012 als Stichtag ist 
auch für die weiteren steuerlichen 
Konsequenzen je nach Einordnung 
des Grundstücks von maßgeblicher 
Bedeutung. Zu unterscheiden ist 
nämlich zwischen „Altvermögen“ 
und sogenanntem „Neuvermögen“. 
Altvermögen liegt vor, wenn das 
Grundstück auch schon nach der 
alten Rechtslage (Spekulations-
tatbestand) nicht steuerpflich-
tig gewesen wäre, etwa, weil die 
zehnjährige Spekulationsfrist ab-
gelaufen war (also Erwerb bis zum 
31.03.2002) oder einer der oben 
angeführten Befreiungstatbestän-
de vorliegt. Grundstücke, die nach 
der alten Rechtslage ohnehin steu- 
erverfangen gewesen wären so-
wie Neuanschaffungen ab dem 
01.04.2012 zählen hingegen zum 
Neuvermögen. Je nach Einstufung 

als Alt- oder als Neuvermögen kann 
sich eine unterschiedliche Belas-
tung ergeben.

2.1. Besteuerung 
von Neuvermögen
Bei Grundstücken des Neuvermö-
gens sind als Einkünfte aus der 
Immobilienveräußerung der Un-
terschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungserlös und den sei-
nerzeitigen Anschaffungskosten 
(inklusive Anschaffungsnebenkos-
ten wie Vertragserrichtungskosten, 
GrESt und Eintragungsgebühr) an-
zusetzen. Wurden inzwischen wei-
tere Herstellungs- oder Instandset-
zungskosten aufgewendet, erhöhen 
diese die seinerzeitigen Anschaf-
fungskosten, hingegen kann die 
zwischenzeitlich vorgenommene 
Abschreibung als anschaffungs-
kostenmindernd berücksichtigt 
werden. Von dem so errechneten 
Betrag dürfen noch die Kosten der 
Selbstberechnung  der ImmoESt 
(Notar, Rechtsanwalt) abgesetzt 
werden. 
Achtung: Im Zusammenhang mit der 
Grundstücksveräußerung stehen-
de Kosten wie etwa Vertragserrich-
tungskosten, Inserate etc. dürfen 
dagegen nicht zum Abzug gebracht 
werden. Hier sieht der Gesetzgeber 
ein ausdrückliches Abzugsverbot vor.
Liegt die seinerzeitige Anschaffung 
des Grundstücks mehr als zehn 
Jahre zurück, kann ab dem 11. Jahr 
zusätzlich noch ein jährlicher Infla-

tionsabschlag von 2% berücksich-
tigt werden, dieser darf jedoch ins-
gesamt maximal 50% betragen. Auf 
den so ermittelten Betrag ist der 
besondere Steuersatz von 25% an-
zuwenden, wobei auf Antrag auch 
die Möglichkeit zur Regelbesteu-
erung (also zum progressiven Ta-
rif) besteht; wird von dieser Option 
Gebrauch gemacht, sind allerdings 
sämtliche Einkünfte aus privaten 
Immobilienveräußerungen mit dem 
Regelsteuersatz zu belasten.

Beispiel: Eine Mietzinshaus wurde 
am 24.01.2003 um 6 Mio. € (5 Mio. € 
für Gebäude, 1 Mio. € für Grund) ge-
kauft und noch in der ersten Jah-
reshälfte um eine weitere 1 Mio. € 
instand gesetzt. Im Dezember 2020 
erfolgt die Weiterveräußerung des 
Mietgebäudes um 10 Mio. €.

Steuerliche Belastung:
Veräußerungserlös:	 10,00 Mio. €
- Anschaffungskosten:	 6,00 Mio. €
+ Instandsetzungs-AW.:	1,00 Mio. €
-	bisherige 
	 Abschreibung:	 2,35 Mio. €
	 4,650 Mio. €
	 5,350 Mio. €
-	Kosten der 
	 Selbstberechnung:	 ––––––
=		 5,350 Mio. €
-	 Inflationsabschlag 
	 (2% x 8 Jahre = 16%) 	0,856 Mio. €
= Bemessungsgrundl.:	 4,494 Mio. €
x 25% = ImmoESt	 1,124 Mio. €

2.2. Besteuerung von Altvermögen
Für die Besteuerung von Einkünften 
aus der Veräußerung von Altvermö-
gen sieht der Gesetzgeber eine Er-
leichterung in Form einer pauscha-
lierten Besteuerung vor. Hier können 
86% des Veräußerungserlöses als 
fiktive Anschaffungskosten ange-
setzt werden, sodass letztlich nur 
14% davon steuerlich erfasst wer-

den. Bei Anwendung des besonde-
ren Steuersatzes von 25% ergibt 
sich dadurch de facto lediglich eine 
Belastung von 3,5%. Aufpassen 
heißt es jedoch, wenn es nach dem 
31.12.1987 zu einer Umwidmung in 
Bauland gekommen ist: Hier dürfen 
nur 40% des Veräußerungserlöses 
als fiktive Anschaffungskosten an-

gesetzt werden; somit werden 60% 
des Kaufpreises einer Besteuerung 
unterzogen, woraus sich eine effek-
tive Steuerbelastung von 15% ergibt. 
Alternativ dazu kann auch eine Be-
steuerung wie bei Neuvermögen ge-
wählt werden, also nach der Regelbe-
messungsgrundlage abzüglich eines 
eventuellen Inflationsabschlags.

3. Steuersatz und Einhebung
Einkünfte aus der Veräußerung pri-
vater Grundstücke unterliegen dem 

besonderen Steuersatz von 25% 
und sind bei der Berechnung des 

Einkommens des Steuerpflichtigen 
nicht weiter zu berücksichtigen. Die 

auf die Immobilienveräußerung ent-
fallende Steuer wird in der Regel vom 
Parteienvertreter (Rechtsanwalt 
oder Notar) selbst berechnet und ist 
bis spätestens zum 15. des auf den 
Zahlungszeitpunkt zweitfolgenden 

Kalendermonats zu bezahlen. Der 
Entrichtung der ImmoESt kommt 
Abgeltungswirkung zu, auf Antrag 
kann aber auch eine Veranlagung 
erfolgen. Dies bietet sich etwa dann 
an, wenn das Gesamteinkommen 

des Steuerpflichtigen mit einem 
niedrigeren Durchschnittsteuersatz 
als 25% belastet wird; die entrich-
tete ImmoESt wird in einem solchen 
Fall angerechnet und mit dem über-
steigenden Betrag rückerstattet.

4. Neuerungen für Vermieter
Auch für Vermieter hat der Gesetz-
geber mit dem 1. StabG 2012 und 
dem AbgÄG 2012 einige Neuerun-
gen vorgesehen. 
Betroffen davon sind zum einen 
Vermieter, die gewisse Herstel-
lungsaufwendungen begünstigt 
auf fünfzehn Jahre anstelle auf die 
Restlaufzeit verteilt abgeschrieben 
haben. 
In der Vergangenheit führte der 
Verkauf der Immobilie vor Ablauf der 
fünfzehn Jahre zu besonderen Ein-
künften aus Vermietung und Ver-
pachtung (§ 28 Abs. 7 EStG). 
Kommt es nach der geänderten 
Rechtslage zu einer Veräußerung 
innerhalb dieser Frist, werden die 
begünstigt geltend gemachten 
Teilbeträge nunmehr im Rahmen 
der Regelbemessung nach § 30 
Abs. 3 EStG automatisch erfasst. 
Wird allerdings von der Pauscha-
lierung nach § 30 Abs. 4 EStG Ge-
brauch gemacht, so erhöht sich mit 
dem AbgÄG 2012 die Bemessungs-
grundlage um die Hälfte der geltend 
gemachten Fünfzehntelabschrei-
bungen, soweit diese innerhalb von 

fünfzehn Jahren vor der Veräuße-
rung angesetzt wurden; dafür ist 
jedoch keine Erfassung besagter 
Beträge als besondere Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung 
mehr notwendig.
Zum anderen trifft das AbgÄG 2012 
Personen, die ein früher ange-
schafftes Gebäude des „Altvermö-
gens“ erst in späteren Jahren ver-
mieten und die Abschreibung von 
den fiktiven Anschaffungskosten 
berechnen. 
Käme es in weiterer Folge zu einer 
Veräußerung, wäre grundsätzlich 
die Pauschalierungsregelung nach 
§ 30 Abs. 4 EStG (86% bzw. 40%) an-
wendbar, da es sich ja um „Altver-
mögen“ handelt. 
Allerdings sieht die mit dem AbgÄG 
2012 neu geschaffene Bestimmung 
des § 30 Abs. 6 EStG vor, dass in 
einem solchen Fall Wertverände-
rungen vor und ab der erstmaligen 
Nutzung zur Einkünfteerzielung ge-
sondert zu ermitteln sind: Auf Wert-
veränderungen bis zum Beginn der 
Einkünfteerzielung kann die Pau-
schalierung angewendet werden, 

wobei an Stelle des Veräußerungs-
erlöses die fiktiven Anschaffungs-
kosten angesetzt werden können. 
Bei Wertveränderungen ab Beginn 
der Einkünfteerzielung ist dagegen 
keine Pauschalierung möglich, hier 
ist nach der Regelbemessung vorzu-
gehen und allenfalls ein Inflations-
abschlag (ab Beginn der Nutzung zur 
Vermietung) zu berücksichtigen. 
Auch in letzterem Fall treten an Stelle 
der tatsächlichen Anschaffungskos-
ten die fiktiven. Mit dieser Regelung 
wollte der Gesetzgeber eine zur Ein-
lage von Grundstücken des „Altver-
mögens“ ins Betriebsvermögen par-
allele und damit systemkonsistente 
Lösung schaffen, die eine Einmaler-
fassung sicherstellt. Für Vermieter 
bringt das AbgÄG 2012 aber auch eine 
positive Neuerung: Waren seit dem 
1. StabG 2012 Verluste aus privaten 
Grundstücksveräußerungen nur mit 
Gewinnen aus anderen Immobilien-
veräußerungen ausgleichsfähig, ist 
es nach § 30 Abs. 7 EStG nunmehr 
möglich, derartige Verluste bis zur 
Hälfte mit Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung auszugleichen.

5. Fazit
Mit dem 1. StabG 2012 sowie dem 
AbgÄG 2012 hat der Gesetzgeber 
massiv und nachhaltig ins Ertrag-
steuerrecht eingegriffen und auch 
private Immobilienveräußerungen 
einer Besteuerung unterworfen. 
Ähnlich den Kapitalerträgen erfolgt 

bei der Veräußerung von Grundstü-
cken eine steuerliche Belastung 
mit 25%; auch wenn diese Grund-
regel einfach klingt, können sich 
für den Steuerpflichtigen zahlrei-
che Fallstricke ergeben und Op-
timierungspotentiale unerkannt 

bleiben. Mit Blick auf eine anste-
hende Veräußerung und damit ein-
hergehende Fragen, wenden Sie 
sich bitte an einen Steuerberater 
Ihres Vertrauens.

DDr. Thomas Kühbacher

MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M.
Mag. Linda Fong

Dr. Werner Pilgermair
DDr. Thomas Kühbacher

Kooperationspartner

Witisa Wirtschaftstreuhand 
für Tirol und Salzburg 
Pülzl & Partner

office@witisa.at
www.witisa.at

5730 Mittersill
Hallenbadstraße 1
Tel. +43 (0)664 1293 041
6020 Innsbruck
Maria-Theresien-Str. 7/I
T +43 (0) 512 581855, F DW -55
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Eine längere Krankheit kann mit-
unter finanzielle Schwierigkeiten 
bringen, wenn die Mitarbeit des 
Betriebsinhabers ausfällt. Durch 
den Abschluss einer freiwilligen Zu-
satzversicherung kann das Risiko 
reduziert werden. 
Bei Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit wurde bisher bei Ab-
schluss einer Zusatzversicherung 
Kranken- oder Taggeld ausbezahlt. 
Seit 01.01.2013 wird als Leistung 
aus der Zusatzversicherung nur 
mehr Krankengeld ausbezahlt - wo-
bei lt. Auskunft SVA künftig auch 
bei Krankenhausaufenthalten Kran-
kengeld (anstatt bisher Taggeld) 
ausbezahlt wird. Änderungen wur-
den weiters hinsichtlich der Beiträ-
ge und Leistungen beschlossen. 
Laut Auskunft SVA laufen alle 
bereits vor dem 01.01.2013 ab-
geschlossenen Zusatzversiche-
rungen bis 31.12.2013 wie bisher 
weiter. Mit 01.01.2014 werden aller-
dings auch die bereits abgeschlos-
senen Zusatzversicherungen auf 
das neue System umgestellt. 
Die Zusatzversicherung ist eine 
freiwillige Versicherung. Sie kann 
auch bei schlechtem Gesundheits-
zustand ohne Mehrkosten einge-
gangen werden. 
Die Zusatzversicherung kann nur 

der Hauptversicherte eingehen. 
Ehepartner oder andere Angehörige 
haben diese Möglichkeit nicht.

Voraussetzungen:
Es muss eine Krankenversicherung 
nach dem Gewerblichen Sozialver-
sicherungsgesetz bestehen und 
die Zusatzversicherung muss vor 
Vollendung des 60. Lebensjahres 
beginnen. 

Beginn:
Die Zusatzversicherung beginnt 
grundsätzlich mit dem Monatsers-
ten nachdem der Antrag bei der SVA 
eingelangt ist. 

Wartezeit:
Der Anspruch auf Krankengeld ent-
steht nach Ablauf einer sechsmo-
natigen Wartezeit – diese Wartezeit 
entfällt, wenn die Arbeitsunfähig-
keit auf einen Arbeitsunfall zurück-
geht, der nach Abschluss der Zu-
satzversicherung eingetreten ist.
Nach dieser Wartezeit erhalten 
Versicherte durch den Abschluss 
der freiwilligen Zusatzversicherung 
bereits ab dem vierten Tag der Ar-
beitsunfähigkeit Krankengeld.

Kosten:
Für die Zusatzversicherung sind 

gesonderte Beiträge zu entrichten, 
die in voller Höhe als Betriebsaus-
gaben steuerlich absetzbar sind. 
Der Beitrag beträgt derzeit 2,5 Pro-
zent der Bemessungsgrundlage für 
die Krankenversicherung. 
(Daraus folgt, dass auch die Leis-
tungen aus der freiwilligen Zusatz-
krankenversicherung als betriebli-
che Einkünfte zu versteuern sind.)
Ab 01.01.2013 ist ein Mindestbei-
trag von monatlich € 27,96 vor-
gesehen – dieser wurde im Ver-
gleich zum bisherigen System der 
freiwilligen Zusatz-Krankenver-
sicherung erhöht. Je nach Höhe 
der Beitragsgrundlage betragen 
die Kosten monatlich zwischen  
€ 27,96 und € 129,50 (Werte 2013). 
Die Vorschreibung erfolgt viertel-
jährlich. 

Leistungen - Krankengeld:
Das tägliche Krankengeld beträgt 
mindestens € 27,73 (Wert 2013).
(Bisher wurde ein Krankengeld in 
Höhe von 60 % der täglichen Bei-
tragsgrundlage – somit mindestens 
€ 10,76 ausbezahlt – bei Spitals-
aufenthalt wurde ein Taggeld von 
80 % der täglichen Beitragsgrund-
lage – somit mindestens € 14,34 – 
ausbezahlt.)

Beispiele zu Kosten und Leistungen aus der 
freiwilligen Krankenversicherung (Werte 2013):
monatliche Beitragsgrundlage EURO	 monatlicher Zusatzbeitrag EURO	 Krankengeld täglich EURO
1.118,46	 27,96	 27,73
1.390,00	 34,75	 27,80
1.500,00	 37,50	 30,00
2.500,00	 62,50	 50,00
3.000,00	 75,00	 60,00
4.500,00	 112,50	 90,00
5.180,00 (Höchst)	 129,50	 103,60

Beitragsfreie Unter-
stützung bei Krankheit 
und Unfall 
Selbständig Erwerbstätige, deren 
persönliche Arbeitsleistung zur 
Aufrechterhaltung ihres Betriebes 
erforderlich ist, können seit Beginn 
des Jahres eine „Unterstützungs-
leistung bei lang andauernder 
Krankheit“ beantragen.

Die Eckdaten:
-	 Voraussetzung ist, dass weniger 

als 25 Dienstnehmer beschäftigt 
werden.

-	 Ausbezahlt wird ein mtl. Fixbe-
trag von € 831,90 über einen 
Zeitraum von maximal 20 Wochen 
für dieselbe Krankheit.

-	 Anspruch besteht ab dem 43. Tag 
der Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit.

-	 Führt dieselbe Krankheit inner-
halb von 26 Wochen erneut zu 
einer Arbeitsunfähigkeit, werden 
die Tage, für die bereits Kran-
kengeld bezogen wurde, auf die 
Höchstdauer von 20 Wochen an-
gerechnet.

-	 Die Unterstützungsleistung muss 
bei der zuständigen SVA-Lan-
desstelle beantragt werden.

-	 Die Arbeitsunfähigkeit muss 
durch ein ärztliches Attest be-
stätigt werden.

-	 Diese Leistung wurde ohne Ein-
hebung zusätzlicher Beiträge 
möglich gemacht.

Deckelung des 
Selbstbehaltes bei 
Krankheitskosten
Künftig sind die von den Patienten 
selber zu leistenden Kostenanteile 
mit 5 Prozent des Einkommens ge-
deckelt. Dabei werden die Kosten-
anteile für den Versicherten und 
dessen Angehörige zusammen-
gerechnet. Sobald die 5-Prozent-
Grenze erreicht ist, sind die weite-
ren Leistungen bei Vertragsärzten 
und Vertragsambulatorien, bei frei-
beruflich tätigen Physiotherapeu-
ten, Logopäden, Ergotherapeuten 
etc., für Aufbrauchartikel (wie zB 
Inkontinenzversorgung) sowie für 
Zahnbehandlungen und Zahnersatz 
für das restliche Jahr vom Kosten-
anteil befreit.

Erhöhung des Wochen-
geldes für Selbständige
Mit Anfang 2013 wurde das Wo-
chengeld (grundsätzlich 8 Wochen 
vor und 8 Wochen nach der Entbin-
dung) auf € 50 pro Tag, also € 1.500 
pro Monat erhöht. Der ursprüngli-
che Betrag von € 26,97 wurde somit 
fast verdoppelt.

Wegfall des Zusatzbeitra-
ges
Geldleistungsberechtigte (das 
sind jene Versicherten, die in der 
Höchst-Bemessungsgrundlage 
eingestuft sind), die sich ent-
scheiden, ihre Arztbesuche mit der 
E-Card abrechnen zu lassen und 
weiterhin die Spital-Sonderklasse 
„genießen“ möchten, müssen künf-
tig den Betrag von € 2,00/Monat 
nicht mehr bezahlen.

E-Card-Service-Entgelt
Die E-Card-Gebühr wird mit Wirkung 
ab 01.01.2013 jährlich valorisiert – 
somit wird die Gebühr für 2013 vor-
aussichtlich € 10,30 betragen.
Mit Wirkung ab 01.01.2013 entfällt 
die Einhebung des E-Card-Ser-
viceentgelts für Angehörige.

Margit Wieser, Brigitte Wechselberger 

Meldung:
Die Arbeitsunfähigkeit muss der zu-
ständigen Landesstelle innerhalb 
von sieben Tagen gemeldet werden. 
Der Fortbestand der Arbeitsunfähig-
keit ist alle 14 Tage nachzuweisen. 
Der Meldung ist eine ärztliche Bestä-
tigung beizuschließen. Bei Fristüber-

schreitung ruht das Krankengeld bis 
zum Zeitpunkt der Meldung.

Ende:
Die freiwillige Zusatzversicherung 
endet
•	 mit dem Ende der 
	 Pflichtversicherung,

•	 durch eine Austrittserklärung zum 
Letzten eines Kalendermonats,

•	 durch Ausschluss seitens der SVA, 
wenn die Beiträge zur Zusatzversi-
cherung für mehr als drei aufein-
ander folgende Monate ganz oder 
teilweise rückständig sind.

Margit Wieser, Brigitte Wechselberger

Zusatzversicherung in der 
GSVG-Krankenversicherung
Änderungen ab 01.01.2013

Sozialversicherung der gewerblichen 
Wirtschaft – Neuerungen ab 2013 
(bereits in Kraft) 

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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Personal
verrechnung

Wir machen Sie neuerlich darauf 
aufmerksam, dass sogenannte 
„rückwirkende“ Anmeldungen in-
nerhalb von 7 Tagen ab Arbeitsan-
tritt stark risikobehaftet sind, auch 
wenn die Finanzpolizei nicht kont-
rollieren kommt. Wird nämlich bei 
einer GPLA-Prüfung oder Befragung 
der Arbeitnehmer bei einer späte-
ren Finanzpolizei-Kontrolle festge-
stellt, dass bspw. ein Arbeitnehmer 

am ersten Arbeitstag bereits um 7 
Uhr morgens mit der Arbeit begon-
nen hat, die Anmeldung dieses Ar-
beitnehmers jedoch erst an diesem 
Tag um 8 Uhr an die GKK übermittelt 
wurde, so kann in diesem Fall rück-
wirkend für einen Zeitraum von ei-
nem ganzen Jahr noch nachträglich 
eine „saftige“ BH-Strafe verhängt 
werden.
Um Strafen generell zu vermeiden, 

ersuchen wir Sie nochmals, uns die 
Anmeldedaten immer rechtzeitig 
vor Arbeitsantritt – dh am Werktag 
vor dem Arbeitsbeginn – zu über-
mitteln und dabei eine realistische 
Bearbeitungszeit für uns einzupla-
nen. Wir machen ergänzend darauf 
aufmerksam, dass wir für vorge-
schriebene Verwaltungsstrafen 
keine Haftung übernehmen.

Beibringung von Pensions-
stichtagsbestätigungen 
… von Frauen ab 54 und Männern ab 57 kann Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
ab Pensionsstichtag ersparen.

Mit 01.01.2013 hat sich die Rechts-
lage bzgl. des Entfalls von Arbeits-
losenbeiträgen von älteren Dienst-
nehmern neuerlich geändert. 
Unter anderem wurde beschlossen, 
dass die Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträge nicht mehr abzu-
führen sind, wenn der betreffende 
Arbeitnehmer die Anspruchsvoraus-
setzung für eine Pension - alle For-

men außer Korridorpension - erfüllt. 
Da der persönliche Pensionsstich-
tag eine individuelle Angelegenheit 
des Arbeitnehmers ist, benötigen 
wir für die Geltendmachung der 
Befreiung eine Pensionsstichtags-
bestätigung vom betroffenen Ar-
beitnehmer, die der jeweilige So-
zialversicherungsträger (zB PVA) 
ausgestellt hat. 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, 
dass wir aufgrund der individuellen 
Gegebenheiten ohne diese Bestä-
tigung diese Befreiung nicht „au-
tomatisch“ in der Lohnverrechnung 
berücksichtigen und auch nicht 
über unser EDV-System mögliche 
Pensionsstichtage eruieren können.
Sofern Sie uns diese Bestätigung 
übermitteln, ersparen Sie sich und 

auch der betreffende Arbeitneh-
mer grundsätzlich jeweils 3% der 
Sozialversicherungsbeiträge. Des 
weiteren ersparen Sie sich als Ar-

beitgeber noch zusätzlich den 
Zuschlag zum Insolvenz-Entgelt-
Fonds in Höhe von 0,55%.
Zusammenfassend bedeutet dies 

grundsätzlich für den Arbeitneh-
mer einen höheren Nettolohn und 
für Sie als Arbeitgeber niedrigere 
Lohnnebenkosten!

Arbeitskräfteüberlassung 
… Änderungen für Beschäftigerunternehmen ab 1. Jänner 2013

Mit 1. Jänner 2013 traten einige 
Neuerungen im AÜG (Arbeitskräfte-
überlassungsgesetz) in Kraft. Die-
se Novelle steht primär unter dem 
Aspekt der Gleichbehandlung von 
überlassenen Arbeitskräften mit 
den Stammarbeitnehmern des Be-
schäftigerbetriebes. 

Pflichten für den 
Beschäftiger: 

1) Informationspflicht des 
Beschäftigerbetriebes in Verbin-
dung mit offenen Stellen im Betrieb 
Seit 1. Jänner 2013 muss der Be-
schäftigerbetrieb die überlassenen 
Arbeitskräfte über offene Stellen in 
seinem Betrieb informieren. Die In-
formation hat durch allgemeine Be-
kanntgabe an einer geeigneten, für 
alle zugänglichen Stelle im Betrieb 
zu erfolgen. 

2) Neue Mitteilungspflichten des 
Beschäftigers an den Arbeitskräfte-
überlasser (=“Leiharbeitsfirma“)
Ab 1. Jänner 2013 ist der Beschäfti-
ger verpflichtet, den Überlasser ins-
besondere über folgende Punkte zu 
informieren:
•	 die benötigte Qualifikation der 

überlassenen Arbeitskraft und 
die damit in Verbindung stehende 
Einstufung in den jeweiligen Kol-
lektivvertrag 

•	 über die im Beschäftigerbetrieb 
geltenden Arbeitsbedingungen, 
insbesondere welche sich auf 
Aspekte der Arbeitszeit und des 
Urlaubs beziehen

•	 des Weiteren hat der Beschäf-
tiger den Überlasser über die 
Leistung von Nachtschwerar-
beit und Schwerarbeit zu infor-
mieren, damit der Überlasser die 
Meldeverpflichtungen betreffend 
Nachtschwerarbeitsgesetz, bzw. 
Schwerarbeitsverordnung erfül-
len kann. 

Kommt der Beschäftigerbetrieb die-
sen Mitteilungspflichten nicht nach, 
so kann dies zu einer Anzeige und in 
weiterer Folge zu Verwaltungsstra-
fen in Höhe von € 1.000,-, im Wieder-
holungsfalle bis zu € 2.000,- führen. 

3) Gleichstellung betreffend 
des Zugangs zu Wohlfahrts-
einrichtungen:
Der Beschäftiger hat den Leihar-
beitern Zugang zu allen Wohlfahrt-
seinrichtungen in seinem Betrieb 
unter denselben Bedingungen 
wie seinen Stammmitarbeitern zu 
gewähren. Zu den Wohlfahrtsein-
richtungen gehören insbesondere 
Kinderbetreuungseinrichtungen, 
Gemeinschaftsverpflegung oder Be-
förderungsmittel. 

4) Einbindung von „langzeit-
überlassenen Arbeitskräften“ in 
betriebliche Altersvorsorgen:
Sofern im Betrieb Altersvorsorgen 
für die Stammarbeitnehmer gewährt 
werden, so sind diese Altersvorsor-
gen auch jenen Leiharbeitern zu 
gewähren, welche bereits mehr als 
4 Jahre für den Beschäftigerbetrieb 
tätig sind. Spätestens mit Beginn 
des fünften „Überlassungsjahres“ 

hat der Leiharbeiter Anspruch auf 
eine Beitragsleistung/Prämienleis-
tung in die Pensionskasse. 

5) Ergänzung von Arbeitnehmer-
schutzbestimmungen betreffend 
Gleichbehandlung und 
Diskriminierungsverbote:
Die überlassenen Arbeitskräfte wer-
den ab Jänner 2013 im Sinne der 
Gleichbehandlungsvorschriften nun 
mit einem Stammmitarbeiter des 
Beschäftigers gleichgestellt. Dies 
gilt insbesondere für die Auswahl 
der überlassenen Arbeitskräfte und 
die sonstigen Arbeitsbedingungen, 
zu denen auch die Beendigung der 
Überlassung zählt. 
Umfassender Schutz vor Diskrimi-
nierung - keine „Rückstellung“ ohne 
guten Grund mehr!
Zu einfach und zu schnell konn-
te bisher die Überlassung beendet 
werden. Die Gesetzesnovelle soll 
dem ein Ende bereiten. Beschäf-
tigerbetriebe, die Diskriminierung 
zulassen, können künftig unein-
geschränkt zur Verantwortung ge-
zogen werden. Wenn sie jemanden 
aus unsachlichen Gründen (zB Alter, 
Geschlecht, Herkunft,…) zurück-
schicken, haften sie dafür mit Scha-
denersatz inklusive Entschädigung 
für die Kränkung. Und sollte in der 
Folge der Überlasser mangels einer 
Einsatzmöglichkeit das Arbeitsver-
hältnis beenden, kann auch das an-
gefochten werden.
Diese neue Regelung soll gewähr-
leisten, dass auch für die Leiharbei-
ter trotz des Dreieckverhältnisses 

Risiko bei rückwirkenden Anmeldungen 
von Arbeitnehmern – BH-Strafe!

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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(Überlasser – Beschäftiger – über-
lassene Arbeitskraft) die Rechte auf 
Gleichbehandlung gewahrt bleiben. 
Der Leiharbeiter soll so den glei-
chen Schutz genießen wie Stamm-

beschäftigte. Kürzlich wurde auch 
ein neues OGH-Urteil zum Thema 
Arbeitskräfteüberlassung veröf-
fentlicht. In diesem Urteil wird nun 
unmissverständlich geklärt, dass 

Ablöseforderungen durch den Über-
lasser, bei einem Wechsel eines 
Arbeitnehmers zum Beschäftiger, 
rechtswidrig sind.

6 Wochen Urlaub – ab wann besteht 
dieser Anspruch für Arbeitnehmer?
Jedem Arbeitnehmer gebührt lt. Ur-
laubsgesetz für jedes Arbeitsjahr ein 
bezahlter Urlaub. Das Urlaubsaus-
maß beträgt 
•	 bei einer Dienstzeit von weniger 

als 25 Jahren 30 Werktage = 5 
Wochen

•	 und erhöht sich nach Vollendung 
des 25. Jahres auf 36 Werktage = 
6 Wochen.

Unter Dienstzeit sind folgende Zei-
ten zu verstehen:
•	 Beschäftigungszeiten des derzeit 

laufenden Arbeitsverhältnisses
•	 frühere Dienstverhältnisse beim 

selben Arbeitgeber 
–	 die keine längeren Unter-

brechungen als jeweils drei 
Monate aufweisen und

–	 wenn die Unterbrechung NICHT 
durch
•	 Kündigung Dienstnehmer
•	 Unbegründeten Vorzeitigen 

Austritt 
•	 Begründete Entlassung 

eingetreten ist. 
•	 sonstige anrechenbare Zeiten, 

wie zB:

–	 Zeiten bei anderen Arbeitge-
bern (EU-Raum), die mindes-
tens 6 Monate gedauert haben; 
bis zu einem Höchstausmaß 
von 5 Jahren

–	 Schulzeiten (nach Beendigung 
der allg. Schulpflicht) bis max. 4 J.

–	 Zeiten, für die eine Haftent-
schädigung nach dem Opfer-
fürsorgegesetz gebührt

–	 Zeiten der Tätigkeit als Ent-
wicklungshelfer

–	 Zeiten einer im Inland zuge-
brachten selbstständigen Er-
werbstätigkeit, sofern sie min-
destens 6 Monate gedauert hat

–	 Zeiten der ersten Karenz nach 
dem MSchG/VKG (max. 10 Mon.)

–	 Studienzeiten eines abge-
schlossenen Hochschulstudi-
ums bis max. 5 Jahre

Wie wird zusammengerechnet?
Zur Dauer des laufenden Dienstver-
hältnisses werden dazugerechnet:
+	Vordienstzeiten (aus unselbstän-
diger/selbständiger Tätigkeit)

+	Schulzeiten
+	Entwicklungshelferzeiten

+	Zeiten der Haftentschädigung
+	Zeiten der ersten Karenz nach dem 
MSchG/VKG (10 Monate)

	 Max. 7 Jahre
+	Hochschulzeiten (bis zu 5 Jahren)
	 Max. 12 Jahre

Fallen anrechenbare Zeiten zeitlich 
zusammen (Student mit gleichzeiti-
gem Dienstverhältnis), so können die-
se nur einmal angerechnet werden.

Wer muss sich darum kümmern?
Diese Zeiten hat der Arbeitgeber 
von sich aus festzustellen und der 
Urlaubsanspruch von 6 Wochen ist 
dem Arbeitnehmer zu gewähren, 
ohne dass der Arbeitnehmer diesen 
geltend macht. 
Daraus ergibt sich, dass der Ar-
beitgeber den Arbeitnehmer nach 
solchen für das Urlaubsausmaß 
anzurechnenden Dienstzeiten zu 
befragen hat. Wir empfehlen, be-
reits bei der Aufnahme des Arbeit-
nehmers diese Zeiten zu erheben 
und sich im Kalender Erinnerungen 
zu setzen, um den Urlaubsanspruch 
zeitgerecht anpassen zu können.

Krankenstand – Rechte und Pflichten
Arbeitsunfähigkeit:
Diese liegt vor, wenn ein Versicher-
ter infolge Krankheit oder Unfall 
nicht (oder nur mit der Gefahr einer 
Verschlimmerung seines Zustan-
des) in der Lage ist, seiner bis-

her ausgeübten Erwerbstätigkeit 
nachzukommen.
Die Arbeitsunfähigkeit wird vom be-
handelnden Arzt festgestellt und 
dem zuständigen Krankenversiche-
rungsträger elektronisch bestätigt – 

der Versicherte erhält eine Abschrift 
der Arbeitsunfähigkeitsmeldung.

Pflichten des Dienstnehmers:
Der Dienstnehmer ist verpflichtet, 
ohne Verzug seinen Dienstgeber 

Team der Personalverrechnung: 
Eva Lachmayer, Mag. Birgit Mürwald, Kurt Schöppl, MMag. Barbara Stemper & Margit Wieser

über die Arbeitsunfähigkeit zu infor-
mieren. In diesem Zuge wird in der 
Praxis auch die Ursache der Arbeits-
unfähigkeit (Krankheit, Arbeitsunfall 
etc.) bekannt gegeben. Der Dienst-
nehmer ist aber nicht verpflichtet, 
die konkrete Diagnose mitzuteilen.

Rechte des Dienstgebers:
Der Dienstgeber hat die Möglichkeit, 
vom Dienstnehmer eine Bestätigung 
des Versicherungsträgers bzw. des 
Gemeindearztes über
•	 Beginn,
•	 voraussichtliche Dauer und
•	 Ursache

der Arbeitsunfähigkeit zu verlangen.

ACHTUNG:
Der Arbeitnehmer ist nicht verpflich-
tet von sich aus – dh ohne Auf-
forderung durch den Dienstgeber 
– automatisch eine Krankenstand-
bescheinigung vorzulegen. Sofern 
der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 
jedoch dazu aufgefordert wird, 
ist der Arbeitnehmer verpflichtet, 
diesem Ersuchen nachzukommen, 
andernfalls verliert er für die Dauer 
der Säumnis seinen Entgeltfort-
zahlungsanspruch! Wichtig ist in 
diesem Zusammenhang, dass das 

Original der Arbeitsunfähigkeits- 
Bestätigung beim Versicherten 
bleibt, diese benötigt er nämlich 
wieder im Rahmen der „Gesund-
schreibung“ beim behandelnden 
Arzt. Mitunter kann sich das ur-
sprünglich bestätigte (voraus-
sichtliche) Ende der Arbeitsunfä-
higkeit auf Grund eines langsamer 
voranschreitenden Genesungspro-
zesses verzögern – dieser Umstand 
wird ebenfalls vom behandelnden 
Arzt auf dem Original dokumentiert. 
Das Original hat somit bis zum Wie-
derantritt des Dienstes beim Versi-
cherten zu bleiben.

Bei strahlendem Sonnenschein und 
besten Pistenverhältnissen konn-
ten wir am 01. März 2013 wiederum 
einen herrlichen Skitag in der Wild-
kogel-Arena genießen. Nach einem 
schmackhaften Frühstück im Berg-
restaurant der Wildkogelbahnen 
wurden die Pisten der Wildkogel-
Arena sowie der neue Frühmesser-
Sessellift ausgiebig getestet. 

Zum Mittagessen ging es in die 
S.LOUNGE nach Bramberg zu Seve-
rin Unterweger. Nach einem sport-
lichen Skitag wurden wir am Abend 
im Restaurant Dorfstubn von der 
Familie Hofer in Neukirchen noch-
mals kulinarisch verwöhnt. 

Ein herzliches Vergelt’s Gott an 
dieser Stelle an unsere Chef’s Stb. 
Hermann Gandler und Stb. Mag. 
Thomas Fritzenwallner, sowie an 
Bernhard Gruber, CMC.

Skitag Wildkogel – März 2013
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